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Titel:

Antrag zur Beschlussvorlage B-5029/2009  - Änderung § 10 der Hauptsatzung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Entwurf der Hauptsatzung ist im § 10 wie folgt zu ändern:

§ 10 Ortsbeirat, Ortsvorsteher
(1) Die Ortsteile Frankenfelde und Kolzenburg wählen jeweils einen Ortsbeirat, der
aus drei Mitgliedern besteht. Dieser wählt aus seiner Mitte für die Dauer der
Kommunalwahlperiode den Ortsvorsteher, der zugleich Vorsitzender des
Ortsbeirates ist, und seinen Stellvertreter.

(2) Das Wahlverfahren sowie die Amtszeit und die Wahlperiode richten sich nach
den
Bestimmungen des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes (§
82aBbgKWahlG).
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Erläuterung/Begründung:

Die Zahl der Wähler bei den Wahlen der Ortsbeiräte im Jahr 2008 hat gezeigt,
dass bei zusätzlich in den Ortsteilen anberaumten Bürgerversammlungen das
demokratische Mitwirkungsrecht von den Einwohnern bei der Wahl der Ortsbeiräte
nicht in genügendem Umfang wahrgenommen wurde.

Die zeitliche Trennung von der eigentlichen Kommunalwahl am 27.09.2008 war
eine der Hauptursachen für die sehr geringe Teilnahme der wahlberechtigten
Bürgerinnen und Bürger, die bekanntermaßen sich wie folgt darstellte:

Am 12.11.2008 wurde in der Bürgerversammlung die Wahl für den Ortsbeirat
Kolzenburg mit folgendem Ergebnis durchgeführt:

Zahl der Wahlberechtigten: 326
Zahl der Wähler: 58

Am 13.11.2008 wurde in der Bürgerversammlung die Wahl für den Ortsbeirat
Frankenfelde mit folgendem Ergebnis durchgeführt:

Zahl der Wahlberechtigten: 285
Zahl der Wähler: 25

Hinzu kommt, dass die Ortsvorsteherin Frau Schöpke bereits jetzt einen
Änderungswunsch in Bezug auf die festgelegte Mindestzahl von 30 Bürgerinnen
und Bürgern zur Beschlussfähigkeit bei der Wahl (Entwurf §10(2) Hauptsatzung)
eingereicht hat, weil sie offensichtlich vermutet, dass das Interesse an einer Wahl
in der bisherigen Form (Bürgerversammlung) nicht steigen wird.

Eine terminliche Anbindung der Ortsbeiratswahlen an das Wahlprozedere der
Kommunalwahl zur Stadtverordnetenversammlung unter Anwendung des
Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes könnte eine  demokratische Wahl
durch die Teilnahme von Mehrheiten in den Ortsteilen sichern. Diese Ergebnisse
rechtfertigen auch einen eventuellen verwaltungsrechtlichen  und kostenmäßigen
Mehraufwand.

Erik Scheidler
Fraktionsvorsitzender


